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Drucksache V/1097 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Berger-Heise, Borm und Genossen 


Der Bundestag wolle beschliessen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Änderung des Schlußtermins 
für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über 
weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Artikel I § 6 des Gesetzes zur Änderung des 
Schlußtermins für den Abbau der Wohnungszwangs- 
wirtschaft und über weitere Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Mietpreisrechts vom 24. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 969) erhält folgende Fassung: 

,§ 6 

Sondervorschriften für das Land Berlin 
Im Land Berlin gelten die folgenden Besonder- 
heiten: 

1. Das Wohnraumbewirtschaftungsgesetz vom 
23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 389, 418), 
zuletzt geändert durch Artikel I § 2 des Ge- 
setzes zur Änderung des Schlußtermins für 
den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 
und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts vom 24. August 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 969), in der im 
Land Berlin geltenden Fassung wird wie 
folgt geändert: 

a) § 3 c entfällt; 

b) § 38 erhält folgende Fassung: 

„§ 38 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 
30. Juni 1970 außer Kraft." 


2. Das Zweite Bundesmietengesetz in der im 
Land Berlin geltenden Fassung wird wie 
folgt geändert: 

a) § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

Die Mietpreise für preisgebundenen 
Wohnraum werden mit Wirkung vom 
1. Juli 1970 freigegeben.' 1 

b) § 18 erhält folgende Fassung: 

„§ 18 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 
30. Juni 1970 außer Kraft. Gleichzeitig 
treten außer Kraft: 

1. das Erste Bundesmietengesetz 
vorbehaltlich des Absatzes 2; 

2. das Dritte Bundesmietengesetz; 

3. die mietpreisrechtlichen Vor- 
schriften des Ersten und des 
Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes; 

4. die Altbaumietenverordnung 
Berlin — AMVOB — vom 
21. März 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 230); 

5. die Neubaumietenverordnung 
1962 (NMVO 1962) vom 19. De- 
zember 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 753); 
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6. sonstige mietpreisrechtliche | 
Vorschriften, soweit sie bis zu ! 
dem nach Satz 1 maßgebenden 
Zeitpunkt noch gelten. 

Die Vorschriften des Gesetzes zur Siche- 
rung der Zweckbestimmung von Sozial- 
wohnungen (Wohnungsbindungsgesetz 
1965) vom 24. August 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 945, 954) bleiben unberührt. 

(2) Die §§ 22, 23 sowie die §§ 18 bis 
20 des Ersten Bundesmietengesetzes, so- 
weit sie nach den §§ 22, 23 entsprechend 
anzuwenden sind, treten für Mietver- 
hältnisse, für welche die Preisvorschrif- 
ten bis zu dem nach Absatz 1 maßgeben- 
den Zeitpunkt gelten, ein Jahr nach die- 
sem Zeitpunkt außer Kraft. 

(3) Wird eine Rechtsverordnung nach 
§ 16 erlassen und ist darin ein Termin 
vorgesehen, der nach dem maßgebenden 
Zeitpunkt nach Absatz 1 liegt, so treten 
die in Absatz 1 genannten Vorschriften 
zu dem nach Absatz 1 maßgebenden Zeit- 
punkt und die in Absatz 2 genannten 
Vorschriften ein Jahr danach außer 
Kraft. 

3. § 54 des Mieterschutzgesetzes erhält im Land 

Berlin folgende Fassung: ; 

„§ 54 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 
30. Juni 1970 außer Kraft. 

(2) § 18 Abs. 3 des Zweiten Bundesmie- 
tengesetzes gilt entsprechend." 

4. § 4 dieses Gesetzes entfällt. 

5. § 5 Nr. 2 Buchstabe b dieses Gesetzes gilt 
im Land Berlin mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle des Datums „20. Juni 1948" das 
Datum „24. Juni 1948" tritt. 

6. § 23 des Ersten Bundesmietengesetzes in 
der im Land Berlin geltenden Fassung wird 
wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte „und 
nach dem Zweiten Bundesmietengesetz" 
durch die Worte „sowie nach dem Zwei- 
ten und dem Dritten Bundesmietenge- 
setz" ersetzt; 

b) folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Bei Mietverhältnissen über Wohn- 
raum in Einfamilienhäusern mit einem 
Einheitswert von mehr als 30 000 Deut- 
sche Mark, die in der Zeit vom 1. Juli 
1951 bis zum (Vortag des In- 

krafttretens des Änderungsgesetzes) be- 
gründet worden sind, gelten die §§ 18 
bis 20 entsprechend mit der Maßgabe, j 
daß an Stelle der preisrechtlich zulässi- 


gen Miete die angemessen erhöhte Miete 
im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1 tritt. Maß- 
geblich ist der Einheitswert im Sinne des 
Bewertungsgesetzes vom 16. Oktober 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1035) nach den 
Wertverhältnissen vom 1. Januar 1935."' 


§ 2 

Artikel II § 15 des Gesetzes zur Änderung des 
Schlußtermins für den Abbau der Wohnungszwangs- 
wirtschaft und über weitere Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Mietpreisrechts vom 24. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 969) wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 2 wird im Absatz 1 des § 2 nach 
Satz 1 folgender neuer Satz eingefügt: 

„Vom 1. Juli 1968 an ist eine weitere Mieterhö- 
hung um 15 vom Hundert der bisherigen Grund- 
miete zulässig." 

2. Als neue Nummer 6 wird eingefügt: 

,6. a) In § 6 Abs. 1 werden nach Satz 1 folgende 
Sätze eingefügt: 

„Ist die erhöhte Miete niedriger als die 
Kostenmiete, so darf sie vom 1. Juli 1968 
an bis zu 0,30 DM je Quadratmeter mo- 
natlich, höchstens jedoch bis zur Kosten- 
miete, erhöht werden. Einer Genehmigung 
hierzu bedarf es nicht.. Auf den Betrag 
von 0,30 DM je Quadratmeter Wohnfläche 
monatlich ist eine nach Satz 1 zugelassene 
Mieterhöhung anzurechnen. Ist die erneut 
erhöhte Miete niedriger als die Kosten- 
miete, so kann die zuständige Stelle die 
Mieterhöhung bis zur Kostenmiete auf 
Antrag genehmigen." 

b) In § 6 Abs. 2 werden die Worte „1. Ja- 
nuar 1966" durch die Worte „1. Juli 1968" 
ersetzt. 

c) § 6 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Mieterhöhung nach Absatz 1 
Satz 1 ist vom 1. Januar 1966, die Miet- 
erhöhung nach Absatz 1 Satz 2 ist vom 
1. Juli 1968 an zulässig; Genehmigungen 
für die Mieterhöhungen können bereits 
vor diesen Terminen erteilt werden."' 

3. Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7. 

4. Folgende Nummer 8 wird angefügt: 

,8. a) In § 12 wird in Absatz 1 folgender Satz 3 
angefügt: „Soweit eine Mieterhöhung nach 
diesem Gesetz vom 1. Juli 1968 an zu- 
lässig ist, kann der Vermieter die auf die 
Mieterhöhung gerichtete Erklärung be- 
reits vom 1. Mai 1968 an abgeben." 

b) In § 12 Abs. 2 werden nach den Worten 
„nach den §§ 6, 7" die Worte „ , die einer 
Genehmigung bedarf," eingefügt.'" 
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§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 


erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 8. November 1966 


Frau Berger-Heise 
Bartsch 
Bühling 
Jacobi (Köln) 
Frau Korspeter 
Frau Krappe 
Liehr 

Frau Lösche 
Mattick 

Frau Meermann 
Dr. Mommer 
Neumann (Berlin) 
Dr. Schellenberg 
Dr. Seume 
Wehner 

Borm 

Dorn 

Dr. Friderichs 
Frau Funcke 
Graaff 

Dr. Mühlhan 
Opitz 
Ramms 
Wächter 
Wurbs 
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